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In Deutschland geht es mit der Pressefreiheit abwärts

MAUS - 25.10.2006 um 12:06

Berlin (NRhZ/DL, 24.10.) 
Deutschland ist in der weltweiten Rangliste der Pressefreiheit von Platz 18 auf Platz 23 zurückgefallen, hinter Länder wie
Bosnien-Herzegowina oder
Bolivien und gleichauf mit Trinidad und Tobago. (Siehe auch in NRhZ 67 "Heute wir - morgen
ihr!") Während Bolivien in Sachen Pressefreiheit
Fortschritte gemacht hat, hat Deutschland sich in die entgegen gesetzte
Richtung bewegt, so die Organisation "Reporter ohne Grenzen". Jan Korte,
Mitglied des Innenausschusses für die
Fraktion DIE LINKE: Als ein Grund für die Verschlechterung werde „die Observierung von Journalisten durch
den BND
und die Cicero-Affäre genannt. Wiederholt ist festzuhalten, dass die Geheimdienste eine Gefährdung für Freiheit und
Demokratie sind und
nicht deren Garant. Angesichts der Pläne der Bundesregierung, mit Vorratsdatenspeicherung und
hemmungsloser Überwachung den Quellen- und
Informantenschutz noch weiter einzuschränken, ist zu befürchten, dass
Deutschland in den nächsten Jahren noch weiter zurückfallen wird und sich
bald auf Augenhöhe mit Ghana (Platz 34)
oder Botswana (Platz 53) wieder findet.“ 

http://www.nrhz.de/flyer/suche.php?ressort_id_menu=-1&ressort_menu=News

[B]Medien
Wir sind im Begriff, den Schutz der Meinungs- und Pressefreiheit zu verlieren
Heute wir - morgen ihr
Von Harry Neubert [/B]

Artikel 5 Grundgesetz wird schleichend außer Kraft gesetzt; in dem Maße, in dem Rechtssicherheit verloren geht, schafft
sich die Willkür Platz. Die
Zensur des von unserem Verlag herausgegebenen Buches „Der Bankier“ zeigt, dass die
Einschränkung der Pressefreiheit inzwischen eine neue
Qualität bekommen hat. Die sozialkritischen Texte, in denen
keine Ehrverletzungen oder vorsätzliche Falschaussagen vorkommen und trotzdem bei
Gericht wegen angeblich
verletzter Persönlichkeitsrechte verhandelt werden, häufen sich beängstigend.

Verletzungen des Ehrgefühls von natürlichen Personen kommen in den inkriminierten sozialkritischen und politischen
Publikationen überhaupt nicht vor. Die Verletzungen werden in Nebensächlichkeiten gesucht. Nebensächliches wird
angefochten, weil das Brisante nicht anfechtbar ist. Die gesamte
gesellschaftskritische Presse ist unter den heute
herrschenden Vorstellungen zum Freiwild geworden, weil sie mit Revolverblättern, die Stars durch
den Dreck ziehen, in
einen Topf geworfen werden. Juristen darf man die Interpretation solcher Wirklichkeiten offenbar nicht allein überlassen.

Die Aufstellung einer Rangfolge für Artikel 1 GG und Artikel 5 GG, bei der die Persönlichkeitsrechte generell über der
Presse- und Meinungsfreiheit
eingeordnet werden, hat ein kontinuierlich wachsendes Missverhältnis geschaffen, durch
welches der Art. 5 GG allmählich außer Kraft gesetzt wird.
Dies trifft besonders Veröffentlichungen, die sich mit
gesellschafts- bzw. wirtschaftkritischen Themen befassen.

Seit der Stolpe-Entscheidung der BVG muss jede mögliche Deutung wahr und belegbar sein. Deutungsmöglichkeiten, an
die niemand gedacht hat, dürfen
nicht die Persönlichkeitsrechte verletzen, sonst machen sich Verlag und Autor strafbar.
Jeder clevere Medienanwalt hat die Möglichkeit, Verlag und
Autor im Nachhinein ins Unrecht zu setzen, denn er kann
alle Meinungsäußerungen uminterpretieren und in die Form einer Tatsachenbehauptung bringen.
Was bei einer
Veränderung der Sichtweise und der Sinnzusammenhänge meistens gelingt.

Egal wie korrekt ein kritischer Autor recherchiert, ein guter Anwalt findet immer etwas, was er beanstanden kann, und sei
es in einer eher belanglosen
Nebenbemerkung. Für Verlag und Autor enden die Einstweiligen Verfügungen meist mit
einem Vergleich und den damit verbundenen Kosten. Heute haben
kein Verlag und kein Autor mehr die
Rechtssicherheit, die notwendig wäre, um Gerichte und Anwälte zu vermeiden. Die Verlage sind verunsichert, denn
jede
kritische Veröffentlichung wird – zumal für die kleineren Verlage und Buchhändler - zum unkalkulierten Risiko.

In der StadtRevue Köln konnte man zu einer Arbeit des Sozialwissenschaftlers Prof. Dr. Dr. h.c. Erwin K. Scheuch und
der Medienwissenschaftlerin Ute
Scheuch lesen: „Der Verlag teilte den Autoren Erwin K. und Ute Scheuch mit, der
Beitrag könne nicht erscheinen, da »eine Vielzahl von Personen und
Ereignissen in einer Form mit dem Kölner Klüngel
in Verbindung gebracht werden, die wir als Kölner Verlag nicht so veröffentlichen können«. Man
befürchte »rechtliche
wie auch ökonomische Konsequenzen«.“
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Im Buch des Publizisten Jürgen Roth „Ermitteln verboten!“ mussten Textstellen getilgt und durch andere Formulierungen
ersetzt werden. Im
Badischen Tagblatt konnte man lesen:
„Es passiere gerade bei "solchen Büchern, die Namen und Vorgänge nennen, immer wieder", dass
Unterlassungserklärungen von Seiten des Verlags
abgegeben werden. Denn mit möglichen Klagen sei auch ein
„immenses Risiko für den Verlag" verbunden. Deshalb gelte es, aus „finanziellen
Gründen“ abzuwägen. Meist werde der
„außergerichtliche Weg“ wie im aktuellen Fall beschritten: „Mit einer inhaltlichen Bewertung hat es
aber nichts zu tun, …“

Betroffen ist auch der Bestsellerautor Jürgen Grässlin, der sich mit seinen Biographien über Jürgen Schrempp und
Ferdinand Piëch international
einen Namen gemacht hat. Er ist Sprecher des Deutschen Aktionsnetz Kleinwaffen
Stoppen (DAKS), Bundessprecher der Deutschen
Friedensgesellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner (DFG-VK) und
Mitbegründer des RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.). Er bekam Ärger wegen seines
Buchs „Das Daimler-Desaster“.
Er hätte die Persönlichkeitsrechte der Manager verletzt, Jürgen Grässlin schreibt: „Da es sich beim Prozess am
31.08.2006 vor dem Landgericht Berlin um die Hauptsacheverhandlung handelte, gingen Rechtsanwalt Rothbauer und
ich davon aus, dass an einem zweiten
Prozesstag die von uns benannten neun Zeugen vernommen werden würden –
was der Prozessordnung entspräche. Zudem sollten unsere teilweise brisanten
neuen Dokumente zur Sprache kommen.
Am Nachmittag entschieden die Berliner Richter jedoch, dass KEINER der Zeugen vernommen werde. Auch ein von uns
benannter Zeuge, der eine sogar notariell beurkundete Eidesstattliche Versicherung vorgelegt hat, in der er
verschiedene führende Daimler-Vorstände
der massiven Verwicklung in den o.g. Graumarktskandal aufzeigt, ist von den
Richtern nicht zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht
worden.“ 

Hier handelt es sich um ernstzunehmende Autoren, deren Wissen und Meinung die deutschen Bürger lesen wollen, die
man mit der Keule der angeblichen
Ehrverletzung versucht mundtot zu machen.

Um die verlorene Rechtssicherheit wieder zu gewinnen, müsste man vorher die Richter befragen (wie es manche
Anwälte tun und offensichtlich auch
dürfen)

Der Nomen Verlag befürchtete, dass ein Text, der sich mit den Methoden einiger Anwaltskanzleien befasste, deren Kritik
hervorruft. Um eine
einstweilige Verfügung zu vermeiden, sollte der Text rechtlich besonders unangreifbar sein. Darum
legte der Verlag diesen Text vor dessen
Veröffentlichung zwei voneinander unabhängigen Rechtsanwälten zur
Überprüfung vor, die keine Stellen, die zu Beanstandungen Anlass geben konnten,
gefunden haben. Nach der
Veröffentlichung des Textes bekam der Autor eine Einstweilige Verfügung des Landesgerichts Berlin, nach der der
Nomen
Verlag vier Stellen schwärzen musste, um den Text veröffentlichen zu können. Die dieser Einstweiligen
Verfügung zugrunde liegende „Logik“ war
nicht nachvollziehbar.

An anderer Stelle in dem Buch „Der Bankier“ wurden vom Kläger als unwahre Behauptungen beanstandet, dass es sich
bei einem Bild um ein Gemälde
und nicht um ein Foto handelte, oder es drehte sich um die Frage, ob überhaupt ein
Bankschalter in einer Bank existiere. Da ein Rechtsanwalt diese
Vorwürfe an den Verlag formuliert hat, muss dies sehr
ernst genommen werden. Woher weiß ein Betroffener, ob eine Anwaltskanzlei nicht so viel
Einfluss auf bestimmte
Richter hat, dass sie diese von seinen spezifischen Ansichten überzeugen können?

Jedenfalls lassen Richter zu, dass schwerwiegende Tatsachenfeststellungen wie die Behauptung, die Bank habe bei
Arisierungen mitgewirkt, völlig
unbeachtet bleiben, während direkt daneben stehende banale Aussagen wie die, dass die
Bank keine Schalter habe, oder das vermeintliche Ölgemälde
ein Foto war, als Verletzung von Persönlichkeitsrechten
gewertet werden. Das sind Fakten, die man bei Prof. Dr. See über unser Buch „Der
Bankier“ nachlesen kann. Dort heißt
es unter anderem: „Nun, in diesem kleinen Bändchen kann man nachlesen, die Bank habe im Nationalsozialismus
an
der Arisierung mitgewirkt. Es wird auch darüber berichtet, dass die Bank bei der geheimen Parteienfinanzierung in der
Bundesrepublik der
Nachkriegszeit eine wichtige Rolle spielte - und wie diese Praxis aussah. Wir erfahren auch, die
Bank praktiziere die sozialschädliche
Vermögensverwaltung für das oberste Segment der Reichen (Geldanlagen ab 5
Millionen Euro aufwärts). Und es werden die Aktivitäten der Bank bei der
fragwürdigen, von Rügemer als sozialschädlich
eingestuften Privatisierungspolitik in Kommunen kritisiert. Fast nebenbei wird auch noch vermerkt,
dass die Bank ein
Vermögensdepot für den vormaligen Verteidigungsminister Scharping eingerichtet habe.“

Von Verlegern und Buchhändlern wird Sorgfaltspflicht erwartet. Besonders bei sozialkritischen Büchern sollten sie die
brisanten Aussagen eines
Autors überprüfen lassen oder selbst überprüfen. Wenn es sich um bedeutsame Fakten
handelt, geht das. Aber diese Selbstkontrolle muss versagen,
wenn der Verleger auch noch überprüfen soll, wie ein Bild
des geschilderten Bankiers beschaffen ist oder wo vielleicht doch ein Schalter in einer
seiner Bankfilialen vorhanden ist.

Um dieses zu leisten, müsste ein Verlag mehr Geld für Medienanwälte ausgeben als er an dem Buch verdienen kann.
Es sei denn, man verlegt nur noch
Bücher mit viel Lob und ohne Kritik. Obgleich Lobhudelei ebenfalls unwahre
Tatsachenbehauptungen enthalten kann, wird wohl kaum ein Betroffener
dagegen Unterlassungsforderungen stellen
oder Einstweilige Verfügungen erwirken.
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Das alles bedeutet, dass wir als Verlag kaum noch in der Lage sind, ein gesellschaftskritisches Buch herauszugeben,
ohne Gerichtsprozesse zu
riskieren. Durch die verlorene Rechtssicherheit wird der Boden zur Willkür bereitet und die
Meinungsfreiheit unter massiven Druck gesetzt. Politiker
müssen die Rechtssicherheit wieder herstellen.

Es ist richtig, dass sich die Rechtssprechung mit der gesellschaftlichen Entwicklung wandelt, aber nicht notwendig zum
Guten

Die von Juristen ausgedachte Theorie einer Rangfolge zwischen Art. 1 GG und Art. 5 GG ist problematisch. Sie muss
immer unzulänglich bleiben, da
jeder Artikel in seinem Zuständigkeitsbereich seine eigenständige Funktion hat. Diese
falsche Rangfolgetheorie mit der Überbewertung der
Persönlichkeitsrechte gegenüber Presse- und Meinungsfreiheit und
der damit unvermeidlich verbundenen Bevorzugung der Würde der Reichen und
Mächtigen vor ihren eher armen und
ohnmächtigen Kritikern, hat die Rechtssprechung einseitig zum Nachteil der Kritiker verändert,

Im Laufe der Zeit haben die Gerichte die Grenze zwischen Art. 1GG und Art. 5GG durch Gerichtsentscheidungen
ausdifferenziert und zum Nachteil der
Meinungs- und Pressefreiheit verschoben.

Ursprünglich war das Recht auf Meinungs- und Pressefreiheit dem Obrigkeitssaat abgerungen worden und diente dem
Schutz der Bürger (Autoren und
Verlegern) vor staatlicher Willkür. Heute sind es Bürger mit Kapitalinteressen, die gegen
die Mehrheit des Volkes oder die Kritiker ihrer
Wirtschaftspraktiken ihre Herrschaftsinteressen erfolgreich verteidigen.
Auch wenn sich die Presse- und Meinungsfreiheit nach wie vor in erster Linie
gegen den Staat richtet, so gibt es doch
auch eine verfassungsrechtlich garantierte Pressefreiheit unter Privaten.

Der Staat muss also auch die Meinungs- und Pressefreiheit vor den Privaten schützen, zumal jenen, die die
Schutzrechte ihrer Persönlichkeit dazu
nutzen, ihre kritikwürdigen Wirtschaftsmethoden vor öffentlicher Kritik zu
bewahren.

Der Staat ist Nutznießer der gezähmten Meinungs- und Pressefreiheit.

Wenn man bedenkt, dass Art. 5 GG dem Staat Grenzen setzt, die er nicht überschreiten darf, dann darf er auch nicht
zulassen, dass diese Grenzen von
Privaten überschritten werden. Wenn der Staat durch Untätigkeit
Verfassungsverletzungen ermöglicht, wenn er dem Vordringen privater Zensur keinen
Einhalt gebietet, ist das so, als
würde er selbst das GG außer Kraft setzen und unsere Demokratie ausdünnen wollen. Auch staatliches Nichthandeln
verletzt das Rechtsstaatsprinzip. Dass der Staat von der Rechtsunsicherheit profitiert, die er selbst verursacht, schreibt
auch die Frankfurter
Rundschau:
„Dabei nutzt selbst der Staat die jetzt mögliche rigide Rechtssprechung. So verbot jüngst das Landgericht Hamburg,
journalistisch über den
Reichtum einer aus dem Kosovo stammenden Familie zu spekulieren, obwohl ein BND-Dossier
einschlägige Verdachtsmomente nährt.“

Die Hoffnung, dass die Mehrheit der Bundestagsabgeordneten von sich aus diese Fehlentwicklungen korrigieren, ist
gering. Politiker sind oft selbst
betroffen und in diesen Fällen froh über die Möglichkeiten der Einschränkungen der
Meinungs- und Pressefreiheit. Rechtsanwälte
instrumentalisieren die Gesetze zum Schutz der Persönlichkeit als Waffe,
um unbequeme Wahrheiten zu unterdrücken. 

Auf dieser Grundlage bildet sich gerade ein Markt für Medienanwälte, für die sich hier ein weites Betätigungsfeld mit
immensen Wachtumsaussichten auftut. Die hierzulande übliche Abmahnpraxis muss in diesem Zusammenhang noch
erwähnt werden. Für Rechtsanwälte ist diese
Abmahnpraxis wie eine Lizenz zum Gelddrucken, weil der Anwalt die Höhe
seines Honorars mit der Festsetzung des Streitwertes selbst bestimmt und
dieses Geld immer bekommt, vom Beklagten
oder vom Kläger. So können immense Kostenerwartungen Kritiker verstummen lassen.

Wir sind im Begriff den Schutz der Meinungs- und Pressefreiheit zu verlieren.

In den Bereichen der Presse- und Meinungsfreiheit, in denen sich Autoren mit den Reichen und Mächtigen aus dem
Bereich der Wirtschaft und Staat befassen, müssen angemessene Kriterien gelten. Wer im besonderen Maße Einfluss
auf die Geschicke unseres Landes hat, muss sich anders kritisieren lassen als ein normaler Bürger. Solche Personen
oder Gruppen, die theoretisch und praktisch die Möglichkeit haben, durch ihre Wirtschaftskraft und
ihren öffentlichen
Einfluss den Staat (Politiker, Parlamentarier, Beamte) in ihrem besonderen Interessen zu lenken, sollten, soweit es nicht
ihren
ganz privaten Wirkungskreis betrifft, ihr Handeln zur öffentlichen Diskussion stellen müssen.

Die Gesellschaft muss diesem Personenkreis vertrauen können und ist, um kritikfähig zu werden oder auch zu bleiben,
auf die Presse und
Meinungsfreiheit angewiesen Wenn Persönlichkeiten ihre gesellschaftliche Position nutzen, um
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unsaubere Geschäfte zu machen, also Dreck am Stecken
haben, werden sie alles tun, dass ihre Machenschaften nicht
durch Pressemeldungen und Bücher bekannt werden. Leute mit sozialschädlichem Verhalten
hat es immer gegeben und
wird es auch in Zukunft geben. Von ihnen geht eine ständige Bedrohung für Demokratie, Bevölkerung und Umwelt aus.
Nur mit
Hilfe der Meinungs- und Pressefreiheit kann die Gesellschaft diese Gefahren erkennen und Gegenwehr
organisieren. Dazu wurde das Demonstrationsrecht
erkämpft.

Dass man beispielsweise bei Geschäften mit Waffen, Fleisch und ähnlichen Waren viel Geld verdienen kann, wissen wir.
Wir wissen aber auch, wie wenig
Bedeutung die Menschen und Menschenrechte dann noch haben, wenn sich
skrupellose Geschäftemacher zum Nachteil der Gesellschaft und zum Schaden des
natürlichen Gleichgewichts
bereichern.

Jeder könnte inzwischen die Leute kennen, die am Irakkrieg verdienen, einem Krieg, der zu verhindern gewesen wäre,
wenn die amerikanische Presse
hier nicht versagt hätte. Wie soll man Diktatoren wie Hitler bei Zeiten erkennen, wenn
eine Anwaltskanzlei für Medienrecht ihn vor Kritik schützen
würde? Wenn heute Persönlichkeiten, die mit der Möglichkeit
ausgestattet sind, unser Gemeinwesen zu ruinieren, sich hinter ihren
Persönlichkeitsrechten verstecken können, dann ist
etwas an unserem demokratischen System nicht in Ordnung.

Das Unheil beginnt meist nicht mit einem Knall, sondern kommt auf leisen Sohlen. Es beginnt schon mit gerichtlichen
Sanktionen wie Schmerzensgeld. Die
inzwischen erreichten Größenordnungen führen ohne großes öffentliches
Aufsehen zur Selbstzensur.

Die vierte Gewalt

Wenn man die Medien als vierte Gewalt im Staat bezeichnet, dann nicht deshalb, weil sie der staatlichen Gewalt
zugeordnet werden kann, sondern weil
sie in ihrer Vielfalt dem Gemeinwillen entspringt und ihm – bei gegebener breite
der Meinungen – Ausdruck verleiht. Über diese Meinungsvielfalt
konstituiert sich jede demokratische Gesellschaft. Um
latente Bedrohungen von unserer Demokratie abzuwehren, sie frühzeitig zu erkennen, um eine
kritische
Meinungsbildung zu ermöglichen und rationale Willensbildungsprozesse diskutieren, organisieren und Konzepte
politischen Fortschritts
entwickeln zu können, sollte Kritik an den Mächtigen der Gesellschaft juristisch abgesichert
werden. Das ist im öffentlichen Interesse. Personen,
die das öffentliche Wohlergehen gravierend beeinflussen und
gefährden können, sollen Persönlichkeitsrechte nur in jenen privaten Bereichen
genießen dürfen, die außerhalb ihres
Macht-, Herrschafts- und wirtschaftlichen Wirkungsbereichs liegen. Dazu braucht es klare juristische
Definitionen, damit
Autoren, Verlage, Buchhändler, und nicht zuletzt auch Richter sich auf sicherem Terrain bewegen und Entscheiden
können.
.
Die Presse- und Meinungsfreiheit darf, kann und muss den Bürger, die Bürgerin, vor Übergriffen des Staats schützen.
Sie sollte aber auch den
Staat und seine Bürger vor kapitalkräftigen Interessensgruppen schützen können, um die
Persönlichkeitsrechte der „Normalbürger“ und die
Rechte der Allgemeinheit zu bewahren. Deshalb muss die Presse- und
Meinungsfreiheit im Zweifel auch gegenüber Persönlichkeitsrechten von mächtigen
Einzelpersonen und
Interessensgruppen vorrangig sein.

Wir bitten alle, die diesen ersten Versuch einer Gegenoffensive, die in eine Gesetzesinitiative einmünden könnte,
unterstützen möchten, sich über
das Internet: an nomen@nomen-verlag.de und an info@nrhz.de oder
durch andere
Formen der Solidarisierung (Briefe, Postkarten etc.) an folgende Adressen zu wenden:

Nomen – Verlag - Oberwiesenstr. 2a, 60435 Frankfurt am Main
NEUE RHEINISCHE ZEITUNG - Marsiliusstraße 49, 50937 Köln

Harry Neubert und Peter Kleinert

Online-Flyer Nr. 67 vom 24.10.2006

http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=10271

... - 26.10.2006 um 03:47

Beim ersten Text finde ich leider nirgendwo die Angabe, wer diese Liste aufgestellt hat.
Gibt es dazu Infos?

Und den zweiten Text kann man auch kürzer formulieren:

mailto:nomen@nomen-verlag.de
mailto:info@nrhz.de
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Ich hab' schon beim Antritt der großen Koalition gesagt, dass rotgrün die Aufgabe hatte, den Sozialstaat zu zerschlagen
und jetzt die große
Koalition eben die Aufgabe wahrnehmen wird, noch alle bürgerliche Freiheiten, wie eben Meinungs -
und Pressefreiheit, abzuschaffen.
Fällt mir dabei ein, dass wir dazu gar nichts in unserem Manifest haben!

Ina - 26.10.2006 um 10:49

Ja, das ist wieder ein wunderschönes Beispiel dafür, wie bescheuert im Grunde Argumente sind und wie hirnrissig das
Gespinst von der "logischen",
"vernünftigen" zivilisierten Gesellschaft, die ihre Konflikte juristisch austrägt. Mann, in der
Steinzeit galt das Recht des Stärkeren, heute
gewinnt der, der die "Tatsachen" besser verdrehen kann, sprich: es gilt
das Recht des Verlogeneren. Fortschritt ist doch was geiles.

MAUS - 26.10.2006 um 16:25

Zitat
Original von Arne Kroger
Beim ersten Text finde ich leider nirgendwo die Angabe, wer diese Liste aufgestellt hat.
Gibt es dazu Infos?

Hm, hatte das jetzt so verstanden, daß die von Reporter ohne Grenzen aufgestellt worden ist, kann ich aber auch
nicht mit Sicherheit sagen.

Zitat
Original von Arne Kroger
Und den zweiten Text kann man auch kürzer formulieren:
Ich hab' schon beim Antritt der großen Koalition gesagt, dass rotgrün die Aufgabe hatte, den Sozialstaat zu
zerschlagen und jetzt die große
Koalition eben die Aufgabe wahrnehmen wird, noch alle bürgerliche Freiheiten, wie
eben Meinungs - und Pressefreiheit, abzuschaffen.
Fällt mir dabei ein, dass wir dazu gar nichts in unserem Manifest haben!

Ja stimmt, so ellen lange Texte erschlagen auch immer etwas (sollten wir für unser Manifest bedenken). Beim Rest
kann ich Dir auch nur Recht geben,
das war alles absehbar, aber wenn man sowas vorher sagt, ist man der Spinner,
der sich irgendwelche Verschwörungstheorien ausdenkt.

Zitat
Original von Maria
Ja, das ist wieder ein wunderschönes Beispiel dafür, wie bescheuert im Grunde Argumente sind und wie hirnrissig
das Gespinst von der "logischen",
"vernünftigen" zivilisierten Gesellschaft, die ihre Konflikte juristisch austrägt.
Mann, in der Steinzeit galt das Recht des Stärkeren, heute
gewinnt der, der die "Tatsachen" besser verdrehen kann,
sprich: es gilt das Recht des Verlogeneren. Fortschritt ist doch was
geiles.

Seufz! Dito!!!

... - 27.10.2006 um 03:00

Ja, eventuell gibt es ja auch noch irgendwie ein Zwischending zwischen "Recht des Stärkeren" und "Tatsachen
verdrehen!"

Könnte ja sein!

HëllRÆZØR - 27.10.2006 um 04:13

Du meinst das Recht zu haben, die Tatsachen stark zu verdrehen? Klar gibt's das in unserer "westlichen Kultur"! ^^

MAUS - 27.10.2006 um 10:35

lol, danke, komme direkt nachm aufstehen sonst eher selten so zum lachen... :D
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MAUS - 6.12.2006 um 13:59

[B]06.12.2006
"Stern" prüft rechtliche Schritte gegen bayerische Justiz[/B]
Der "Stern" prüft rechtliche Schritte gegen die bayerische Justiz, weil im Zuge von Recherchen über den von der CIA
entführten Deutsch-Libanesen
Khaled el Masri Telefonate von zwei seiner Journalisten abgehört wurden.

Wie das Magazin berichtet, ließ die Münchner Staatsanwaltschaft dienstliche Telefonate der beiden "Stern"-Redakteure
Katja Gloger und Hans-Martin
Tillack abhören und protokollieren. Diese hätten zur Identität eines von El Masri als "Sam"
bezeichneten Mannes recherchiert, der ihn während
seiner Gefangenschaft in Afghanistan in perfektem Deutsch
vernommen habe.

Dazu hätten Gloger und Tillack mit El Masris Anwalt Manfred Gnjidic telefoniert, den die Münchner Ermittler ebenfalls
überwachen ließen. Der
verantwortliche Münchner Staatsanwalt Martin Hofmann sagte dem Magazin, es seien
"ausschließlich verfahrensrelevante Telefonate" protokolliert
worden. Gnjidic hat wegen seine Überwachung bereits
Verfassungsbeschwerde eingelegt.

Nach einem Bericht der "Süddeutschen Zeitung" wurden auch ZDF-Reporter überwacht. Die Staatsanwaltschaft werte
die Abschriften von fünf
Telefonaten und einer SMS als wichtig für die Ermittlungen gegen die bislang unbekannten
Entführer El Masris.

http://www.gmx.net/de/themen/nachrichten/deutschland/innenpolitik/3319742,cc=000000160300033197421RYi4b.html

MAUS - 6.12.2006 um 14:57

:D na wer seine Berichterstattung wieder mal so schön an die Bedürfnisse von Regierung und Wirtschaft anpaßt, muß
sich wohl eher weniger Gedanken
über Überwachung und/oder Zensur machen...

[B]Im November 6,2 Millionen oder „unter 4 Millionen“ Erwerbslose? 
Kölner "Express" hebt ab
Von Hans-Dieter Hey [/B]

Offensichtlich berichtet der Kölner "Express" gern über „Job-Raketen“. Die Suche auf seiner Internetseite ergab 1360
Treffer. Am Freitag wurde
den verblüfften LeserInnen des Neven DuMont’schen Printmediums auf der ersten Seite
mitgeteilt: "Job-Rakete: Deutschland hebt ab". Man berief
sich auf die am gleichen Tag veröffentlichten Zahlen der
Bundesregierung. Soviel positive Presse hat die schwarz-rote Koalition von Merkel und
Müntefering bestimmt erfreut.

Was an solchen Meldungen wirklich dran ist, erhellt regelmäßig das "Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und
Jungendberufshilfe". Danach gab
es im November 2006 nach der offiziellen Statistik der Bundesarbeitsagentur 6,2
Millionen als Erwerbslose registrierte Menschen und nicht erstmals
wieder „unter vier Millionen“, wie die ZDF-Heute-
Redaktion und ähnliche Medien behaupteten. Gegenüber 2005 sank ihre Zahl also lediglich um
163.000. Von einer "Job-
Rakete" zu sprechen, ist dann schon mehr als waghalsig, wenn ein Teil des Rückgangs auf Konsumkäufe
zurückzuführen ist,
die wegen der Umsatzsteuererhöhung auf 19 Prozent im nächsten Jahr vorgezogen wurden.

Nicht einmal der stark gestiegene Export - erwartet wird ein Plus von sieben Prozent in diesem Jahr mit entsprechenden
Gewinnen - hat dazu geführt,
dass mehr Menschen in Arbeit kamen. Und was die Bundesregierung und ihr Job-Raketen-
Express außerdem verschweigen: Nach der neuen
Hartz-IV-Zählmethode werden viele Erwerbslose einfach gar nicht
mehr mitgezählt. Darunter allein 339.000 ALG-II-EmpfängerInnen und außerdem - laut
isw-Konjunkturbericht 3/06 - rund
281.000 Ein-Euro-JobberInnen oder Erwerbslose, die in meist unsinnige Fortbildungsmaßnahmen gesteckt wurden.

Seit diesem Jahr kommt noch eine gesetzliche Regelung dazu, die zusätzlichen Treibstoff für die „Job-Raketen“ darstellt:
In die Erwerbslosigkeit
Entlassene sollen nun gar nicht mehr arbeitslos werden. Man steckt sie sofort in
"Auffanggesellschaften". Die Folge: Auch sie werden nicht mehr als
arbeitslos mitgezählt.

Diese merkwürdige "Hartz-Zählerei" führt zum Beispiel in Hamburg zu einem Zahlenwirrwarr, über den das "Hamburger
Abendblatt" am Freitag
ehrlich berichtet hat. In dieser Stadt schwanken danach nämlich die Erwerbslosenzahlen
zwischen 92 und 146 Tausend - je nachdem wie man zählt. Warum
man sich in der Köln-Presse bei solchen
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Möglichkeiten lieber zugunsten der Unternehmer und ihrer Großen Koalition verzählt, ist dieser Redaktion
leider nicht
bekannt.

Online-Flyer Nr. 73 vom 05.12.2006
http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=10386

MAUS - 23.2.2007 um 17:49

Medien
[B]Inzwischen ein Dutzend juristische Verfahren gegen Autor Werner Rügemer
Solidaritätsfonds gegründet
Von Peter Kleinert [/B]

Die juristischen Maßnahmen gegen das Buch „Der Bankier“ von Werner Rügemer zeigen neue Gefahren für die
Pressefreiheit: Ein gutes Dutzend
Verfahren, darunter zehn einstweilige Verfügungen haben die Bank Oppenheim und
ihre Berliner Kanzlei Schertz Bergmann gegen Verlag, Autor,
Vorwortverfasser, die online-Zeitung nrhz.de und gegen
einen Prozessbeobachter seit Erscheinen von „Der Bankier“ in Gang gesetzt.

Vor der Pressekammer des Landgerichts Berlin fanden bisher sechs Verhandlungen statt. Die nächsten Termine: 22.
Februar, 11 Uhr (Vorwort von Prof.
See); 27. Februar, 11 Uhr (Einzelpassage Arisierung); 13. März, 11.45 Uhr
(Schadenersatzklage über 15.000 Euro des Oppenheim-Anwalts, der sich durch
einen Bericht in der NRhZ beleidigt
fühlt). Für zwei Verfahren hat die Gewerkschaft ver.di Werner Rügemer Rechtshilfe gewährt. Insgesamt sind
bisher für
ca. 45.000 Euro Gerichts- und Anwaltskosten entstanden.

Bei den 22 zunächst verbotenen Passagen aus dem Buch „Der Bankier“ (Siehe hierzu u.a. die NRhZ-Nummern 56 bis
59) geht es meist um
Nebensächlichkeiten: Gibt es in keiner der Bankfilialen Bankschalter oder doch in einigen? Wurde
der ehemalige Kölner Oberstadtdirektor
Geschäftsführer in der Bank oder in einer Tochtergesellschaft? Für wichtigere
dieser Passagen hat das Landgericht Berlin inzwischen die
einstweiligen Verfügungen aufgehoben: So darf weiter
geschrieben werden, dass die Gesamtmiete für die Kölner Messehallen, errichtet von
Oppenheim-Esch, die Stadt Köln
ca. 800 Mio Euro kostet und nicht weniger als 700 Mio; dass der Top-Arisierer der Dresdner Bank, Harald Kühnen, ab
1950 zur grauen Eminenz bei Oppenheim aufstieg, u.ä.

Die Bank behauptet als Begründung für ihr Vorgehen gegen Werner Rügemer und sein Buch „Ehrverletzungen“, obwohl
sie wohl nur noch über eine
sehr spezielle Restehre verfügt: Teilnahme an Arisierungen, nach 1945 Unterschlupf für
Finanznazis, illegale Parteispenden für Adenauers und Kohls
CDU, aktive Rolle bei der Privatisierung von Stadtwerken
und öffentlichen Wohnungen - diese und ähnliche Darstellungen wurden nicht beanstandet.
Welche Ehre verteidigt eine
Bank mit einem solchen - unvollständigen - Sündenregister?

Die Anwälte der Bank haben Buchhändler und Grossisten mit rechtlichen Schritten bedroht. Obwohl das Buch in der
geschwärzten Fassung verkauft
werden darf, tun viele Buchhändler und Grossisten es lieber nicht. Auch Medien
berichten inzwischen lieber nicht, denn auch gegen Berichte über
bisherige Gerichtsverhandlungen wurde - wie bei der
NRhZ - juristisch vorgegangen. Solche Praktiken bedrohen nicht nur einzelne Autoren, Verlage,
Medien und websites,
sondern die Presse- und Meinungsfreiheit insgesamt!

Deshalb wurde nun ein Solidaritätskonto für Werner Rügemer eingerichtet. Dort können Sie ihn in seinem Kampf mit der
Oppenheim-Bank und deren
Anwälten unterstützen: „Pro Veritate“, Kto-Nr. 530 024 73, Sparkasse Hanau, BLZ 506 500
23, Stichwort „Rügemer”

Werner Rügemers Buch: „Der Bankier. Ungebetener Nachruf auf Alfred von Oppenheim“ mit einem Vorwort von Prof.
Hans See und einer Chronologie der
juristischen Auseinandersetzung, erhalten Sie in der dritten überarbeitet
geschwärzten Auflage beim Nomen Verlag, Frankfurt/Main oder im Buchhandel.
Erscheinungsjahr 2006, 134 Seiten, 14
Euro, ISBN 978-3-939816-00-3

Weitere Informationen zum Thema Pressefreiheit finden Sie auch hier: www.journalistenbuero.comarchiv/pressefreiheit-
ruegemer.htm

Online-Flyer Nr. 83 vom 21.02.2007

http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=10574
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MAUS - 2.3.2007 um 13:38

[B]Gericht verteidigt Pressefreiheit gegen staatliche Angriffe [/B]

Berlin (NRhZ/DL, 27.2.) Das Bundesverfassungsgericht hat heute die Durchsuchung der Redaktion der Zeitschrift
"Cicero" im Zusammenhang mit dem
angeblichen Anti-Terror-Kampf als Verstoß gegen die Pressefreiheit bezeichnet.
Dazu erklärt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE.: „Bedeutsam ist die heute ergangene
Verfassungsentscheidung auch deswegen, weil die Durchsuchung von Cicero bei weitem kein Einzelfall ist.
Weit über
150 Mal wurden in der Vergangenheit Arbeits- und Wohnräume von Journalistinnen und Journalisten durchsucht, ohne
dass darauf jemals eine
Verurteilung gefolgt ist. Bekannt ist auch, dass der Bundesnachrichtendienst über Jahre hinweg
Journalisten als informelle Mitarbeiter geführt hat.
Mit solchen Methoden wird nicht nur die Pressefreiheit, sondern auch
der Informantenschutz ausgehöhlt.“

http://www.nrhz.de/flyer/suche.php?ressort_id_menu=-1&ressort_menu=News
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